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BETREUUNGSANSPRUCH

4,3 km sind eine zumutbare Entfernung  
zur Kindertagesstätte
|  Mit dem Angebot eines Kitaplatzes, der per Auto 4,3 km bzw. mit dem Fahrrad 3,2 km vom 
Wohnort entfernt ist, hat die Stadt den Betreuungsanspruch eines zweijährigen Kindes erfüllt. 
So sieht es das Oberverwaltungsgericht (OVG) Münster.  |

Kein „Rundum-Sorglospaket“ geschuldet
Das OVG: Die Stadt ist auch nicht verpflichtet, dem Kind einen Betreuungsplatz in einer näher 
gelegenen Einrichtung eines freien Trägers oder in anderen Wunscheinrichtungen zu verschaf­
fen.

Allgemein gilt: Ob es zumutbar ist, vom Wohnort des Kindes aus eine Kita zu erreichen, hängt 
von den konkreten örtlichen Verhältnissen wie auch von allgemeinen und individuellen Bedarfs­
gesichtspunkten ab. Alle Transportmittel und Nahverkehrsverbindungen sind zu berücksichti­
gen. Selbst, wenn sich das Kind z. B. nur widerwillig anschnallen lässt, bleibt der angebotene 
Kitaplatz zumutbar. Es entspricht der Lebenswahrscheinlichkeit, dass das Kind seinen Wider­
willen bei entsprechender Gewöhnung ablegen wird.

Keine Eilbedürftigkeit
Für den Anspruch, die Stadt solle gegenüber dem freien Träger der nahegelegenen Einrichtung 
auf eine Betreuung des Kindes hinwirken, fehlte es laut OVG schon an einer besonderen Eil­
bedürftigkeit, nachdem ein bedarfsgerechter und zumutbarer Kitaplatz angeboten worden ist.

QUELLE  |  OVG Münster, Beschlüsse vom 28.9.2023, 12 B 683/23, 12 B 811/23, 12 B 854/23, Abruf-Nr. 237738 unter www.iww.de

EILANTRAG

Gendern in der Schule ist zulässig
|  Greift es in das elterliche Erziehungsrecht ein, wenn in einer Schule gegendert wird? Mit 
dieser Frage musste sich jetzt das Verwaltungsgericht (VG) Berlin befassen.  |

Ein Vater wandte sich mit einem Eilantrag gegen die Verwendung einer genderneutralen Spra­
che an den Gymnasien seiner Kinder. Vor Gericht unterlag er jedoch.

Das VG: Vor dem Hintergrund des staatlichen Erziehungsauftrags in der Schule ist nicht  
erkennbar, dass das elterliche Erziehungsrecht mit der erforderlichen hohen Wahrscheinlich­
keit verletzt ist und die Schulaufsicht einschreiten müsste. Genderneutrale Sprache in Lehr­
materialien überschreitet nicht den durch die Rahmenlehrpläne eingeräumten Spielraum bei 
der Gestaltung von Unterrichtsmaterialien. Dies gilt auch, weil genderneutrale Sprache Gegen­
stand von Unterrichtseinheiten ist. Eine genderneutrale Kommunikation der Schulen verstößt 
zudem nicht gegen die deutsche Amtssprache, da diese selbst bei Verwendung von Sonder­
zeichen hinreichend verständlich bleibt.

Der Vater konnte keine schweren und unzumutbaren Nachteile seiner Kinder durch die Schreib- 
und Sprechweise nachweisen, zumal der Spracherwerb bei den beiden Zehntklässlern weit­
gehend abgeschlossen sein dürfte.

QUELLE  |  VG Berlin, Beschluss vom 24.3.2023, VG 3 L 24/23, Abruf-Nr. 234505 unter www.iww.de
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BUNDESVERWALTUNGSGERICHT

Verwaltungsrechtliche Rehabilitierung  
wegen rechtsstaatswidriger Adoption in der DDR
|  Wer in der ehemaligen DDR in rechtsstaatswidriger Weise adoptiert wurde, hat einen  
Anspruch auf verwaltungsrechtliche Rehabilitierung gemäß dem Verwaltungsrechtlichen  
Rehabilitierungsgesetz (hier: § 1 VwRehaG) durch Feststellung der Rechtsstaatswidrigkeit 
dieser Adoption, wenn sie zu den in der Vorschrift genannten Folgen geführt hat und diese 
noch unmittelbar schwer und unzumutbar fortwirken. Das hat das Bundesverwaltungsgericht 
(BVerwG) entschieden.  |

Gerichtlich angeordnete Adoption mit Folgen
Der Kläger wurde 1972 geboren. 1975 ließen seine Eltern sich scheiden. Nach dem Tod seiner 
allein erziehungsberechtigten Mutter im folgenden Jahr beantragte sein Vater die Übertragung 
des Erziehungsrechts und verwies auf seinen Ausreiseantrag. Beide Anträge wurden abgelehnt; 
der Kläger wurde in einer Pflegefamilie untergebracht. 1979 beantragten die Pflegeeltern die 
Adoption des Klägers. Sein aus politischen Gründen inhaftierter und anschließend in die Bun-
desrepublik entlassener Vater verweigerte die Einwilligung in die Adoption. Diese wurde 1981 
gerichtlich ersetzt. 1982 beschloss der zuständige Jugendhilfeausschuss die Annahme des Klä-
gers an Kindes statt durch seine Pflegeeltern. Deren Ehe wurde 1983 geschieden. Das Erzie-
hungsrecht wurde dem Adoptivvater zugesprochen. Dieser wurde 1984 wegen wiederholter 
Misshandlung des Klägers zu einer Bewährungsstrafe verurteilt. Der Kläger wurde bis zum 
Erreichen seiner Volljährigkeit in verschiedenen Heimen und Jugendwerkhöfen untergebracht.

2014 beantragte er seine verwaltungsrechtliche Rehabilitierung wegen seiner Adoption, als  
deren Folge er heute noch unter schweren Gesundheitsschädigungen leide. Der Beklagte lehn-
te den Antrag 2019 ab, weil Adoptionen nicht der verwaltungsrechtlichen Rehabilitierung unter-
lägen. Der Klage auf Rehabilitierung hatte das Verwaltungsgericht (VG) – allerdings ohne  
Ansprüche auf Beschädigtenversorgung – stattgegeben.

Die Revision des Klägers hatte Erfolg. Der Beklagte ist verpflichtet, festzustellen, dass die  
Adoption des Klägers rechtsstaatswidrig war. Die hierfür einschlägige Vorschrift (§ 1 VwRehaG) 
ist auf Adoptionen in der ehemaligen DDR anwendbar mit der Maßgabe, dass bei Vorliegen der 
Tatbestandsvoraussetzungen an die Stelle der Aufhebung der Adoption die Feststellung ihrer 
Rechtsstaatswidrigkeit tritt.

Die im Einigungsvertrag und im Bürgerlichen Gesetzbuch enthaltenen familienrechtlichen Vor-
schriften regeln die Aufhebung von Adoptionen abschließend, stehen jedoch einer Rehabilitie-
rung in sonstiger Weise nicht entgegen. Die Betroffenen von einer solchen Rehabilitierung und 
den mit ihr verbundenen Versorgungsansprüchen auszuschließen, wäre auch vor dem Gleich-
behandlungsgebot nicht zu rechtfertigen.

Adoption diente nicht dem Kindeswohl
Die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Rehabilitierung des Klägers liegen vor. Seine Adop-
tion war mit tragenden Grundsätzen eines Rechtsstaats schlechthin unvereinbar. Sie verstieß in 
schwerwiegender Weise gegen die Prinzipien der Gerechtigkeit und stellt sich als Willkürakt im 
Einzelfall dar, weil sie sachfremden Zwecken diente. Nach den Feststellungen des VG war sie 
nicht – wie nach dem Familienrecht der DDR erforderlich – am Kindeswohl orientiert, sondern 
diente dazu, den Vater des Klägers zu disziplinieren und eine gemeinsame Ausreise zu verhin-
dern. Ihre Folgen wirken noch unmittelbar schwer und unzumutbar fort. Der Kläger hat schlüs-
sig glaubhaft gemacht, dass seine fortwirkenden gesundheitlichen Beeinträchtigungen wesent-
lich auf seine Adoption und seine Misshandlungen in der Adoptivfamilie zurückzuführen sind.

QUELLE  |  BVerwG, Urteil vom 19.10.2023, 8 C 6.22, PM 74/23
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TESTAMENTSGESTALTUNG

Darf der Lebensgefährte nicht ins Haus?
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Hamm war mit der Wirksamkeit einer testamentari-
schen Bedingung befasst, die ein Hausverbot vorsah. Es stellte klar: Eine solche  
Bedingung ist sittenwidrig.  |

Das war geschehen
Die Klägerin erbte als einzige Tochter ihrer verstorbenen Mutter im Wesentlichen ein 
Hausgrundstück mit einem freistehenden Einfamilienhaus, in dem die Mutter und die 
Tochter mit der Enkelin bis zu deren Auszug in verschiedenen Wohnungen lebten. Die 
Enkelin wurde als Miterbin eingesetzt.

Der langjährige Lebensgefährte der Tochter hatte eine eigene Wohnung, ging aber in 
dem Haus ein und aus, war der Ziehvater der Enkelin und nahm im Haus auch Repara-
turen vor. Es gab zu keiner Zeit Streit oder ein Zerwürfnis und man lebte wie eine Fami-
lie zusammen. In dem Testament, in dem die Tochter und die Enkelin als Erbinnen 
eingesetzt wurden, waren hierfür allerdings zwei Bedingungen formuliert: Zum einen 
war es den Erbinnen untersagt, das Grundstück an den Lebensgefährten der Tochter zu 
übertragen. Zum anderen sollten die Erbinnen dem Lebensgefährten auf Dauer unter-
sagen, das Grundstück zu betreten.

Zur Überwachung des Verbots wurde der Beklagte als Testamentsvollstrecker einge-
setzt. Er sollte die Immobilie bei einem Verstoß gegen die Bedingung veräußern, wobei 
der Erlös jeweils zu ¼ der Tochter und der Enkelin und im Übrigen gemeinnützigen 
Zwecken zukommen sollte.

War die Bedingung des Betretungsverbots nichtig?
Die Erbinnen verlangten vor dem Landgericht (LG), festzustellen, dass die Bedingung 
des Betretungsverbots nichtig sei, weil sie dieses für sittenwidrig hielten. Das LG gab 
der Klage statt. Hiergegen wandte sich der Beklagte mit seiner Berufung an das OLG 
Hamm. Da das OLG die rechtliche Einschätzung der Vorinstanz zur Sittenwidrigkeit teil-
te, nahm der Beklagte seine Berufung zurück, sodass das Urteil des LG rechtskräftig 
wurde.

Ein schwerwiegender Ausnahmefall, der zur Sittenwidrigkeit einer Bedingung führen 
kann, sei immer nur anzunehmen, wenn in der Abwägung zwischen der Testierfreiheit 
der Erblasserin und den Freiheitsrechten der Betroffenen anzunehmen ist, dass die nur 
bedingte Zuwendung einen unzumutbaren Druck auf die Bedachten ausübt, sich in  
einem höchstpersönlichen Bereich in einer bestimmten Art und Weise zu verhalten. 
Bedingungen, die dagegen lediglich die Nutzung des vererbten Vermögensgegenstands 
betreffen, seien dagegen regelmäßig zulässig. Hier weise zwar die angefochtene  
Bedingung einen Bezug zur Nutzung des vererbten Hausgrundstücks auf.

Unter Berücksichtigung aller Umstände des Falles stehe hier jedoch im Vordergrund, 
dass dem langjährigen Lebensgefährten der Zugang zur schon vorher genutzten Woh-
nung plötzlich verwehrt sein soll. Das bis zum Tod der Erblasserin unstreitig praktizier-
te familiäre Zusammenleben könnte aufgrund der Bedingung nicht mehr in dieser 
Form fortgeführt werden. Damit sei aber der höchstpersönliche Bereich der Lebens-
führung der Tochter betroffen und die Bedingung sittenwidrig und nichtig. Für die 
Rechtsfolge sei davon auszugehen, dass die Erblasserin ihre Tochter und ihre Enkelin 
auch ohne die unwirksame Bedingung zu Erbinnen eingesetzt hätte, sodass die Sitten-
widrigkeit nur dazu führe, dass die Bedingung entfällt.

QUELLE  |  OLG Hamm, 10 U 58/21, PM vom 19.7.2023


